
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir freuen uns, Sie wie jeden Monat mit aktuellen Informationen über die Arbeiten des Vorstandes 

und der Geschäftsstelle bedienen zu dürfen. 

 

In dieser Ausgabe erhalten Sie einen Rückblick auf die gesundheitspolitischen Entscheide, die in der 

Sommersession des nationalen Parlamentes gefällt wurden, Informationen zur Vernehmlassungsant-

wort zur Umsetzung des Zulassungsstopps im Kanton Zürich sowie Updates aus der Geschäftsstelle.  

 

Vielen Dank, dass Sie sich etwas Zeit nehmen für die Lektüre. Es ist unser Bestreben, Sie laufend und 

aktuell über unsere Aktivitäten und für Sie relevante Fragen informiert zu halten. Bitte reichen Sie den 

Newsletter auch an die Mitglieder Ihrer Fachgesellschaft weiter. 

 

Verfolgen Sie die Arbeit der FMCH über unsere LinkedIn-Präsenz. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

Das Team der Geschäftsstelle 

 

  

https://www.linkedin.com/company/fmch-foederatio-medicorum-chirurgicorum-helvetica/


  

Aktuelles aus dem Parlament - Rückblick Sommersession  
     

 

In der Sommersession wurden über folgende, für die FMCH relevanten gesundheitspolitischen Vorla-

gen und Vorstösse entschieden: 

 

Kostenbremse-Initiative («Für tiefere Prämien – Kostenbremse im Gesundheitswesen») 
Der Nationalrat hat an einigen Differenzen gegenüber dem Ständerat festgehalten. Deshalb ist immer 

noch unklar, welche Behörden welche Kompetenzen bei der Anpassung veralteter Tarife im ambulan-

ten Bereich und bei den Spitälern haben sollen. Der Nationalrat hat zudem beschlossen, dem Bundes-

rat einen nachträglichen Eingriff in den Tarif Tarmed zu verweigern, er ist damit dem Ständerat gefolgt. 

Und die bisher noch offene Frage nach der Vertragsfreiheit gegenüber den Laboratorien ist nun vom 

Tisch. Der Nationalrat hat diesen Artikel gestrichen, so dass weiterhin mit allen Laboratorien zusam-

mengearbeitet werden kann. 

 

Prämien-Entlastungs-Initiative («Maximal 10 % des Einkommens für die Krankenkassenprämien») 
Der Ständerat stimmte in der Sommersession Mindestvorgaben für die Kantone zu, geht beim Gegen-

vorschlag zur Prämien-Entlastungs-Initiative der SP aber weniger weit als Bundesrat und Nationalrat. 

Das Geschäft geht nun wieder an den Nationalrat. 

 

Das Postulat 23.3496 Rechtsgrundlage und Diskriminierungsschutz bei Triage-Entscheidungen beim 

Zugang zu intensivmedizinischen Behandlungen beauftragt den Bundesrat, rechtliche Grundlagen für 

die Triage-Entscheidung in Schweizer Spitälern zu schaffen. Dabei soll insbesondere Menschen mit Be-

hinderung besonderer Schutz zukommen. Der Vorstoss wurde vom Ständerat in der Sommersession 

angenommen.  

 

Die Motion 23.3218 Sicherstellung der medizinischen Versorgung in allen Landesteilen. Stopp den 

Zentralisierungsbestrebungen von medizinischen Leistungen, die nicht hochspezialisiert sind beauf-

tragt den Bundesrat, im Krankenversicherungsgesetz festzuhalten, dass die Zugänglichkeit für Patien-

tinnen und Patienten im Bereich der hochspezialisierten Medizin in nützlicher Frist sicherzustellen ist. 

Der Ständerat hat die Motion in der Sommersession an die zuständige Kommission zur Vorberatung 

überwiesen. Die FMCH betont weiterhin: Welche Bereiche als hochspezialisiert gelten, soll durch ein 

unabhängiges Fachgremium festgelegt und nicht durch die Politik bestimmt werden. Der von der Mo-

tion vorgeschlagene Eingriff in die kantonale Spitalplanung ist nicht zielführend. 

 



  

Die Motion 20.3770 Einführung eines E-Rezepts beauftragt den Bundesrat mit der Erarbeitung von 

gesetzlichen Grundlagen für die Umsetzung von elektronischen Rezepten. Insbesondere der sichere 

Austausch von Daten wie z.B. Medikationsinformationen ist sowohl für die Ärzteschaft wie auch für 

Patientinnen und Patienten wünschenswert. Die Motion wurde in der Sommersession richtigerweise 

von beiden Räten angenommen.  

 

Die Motion 20.4092 fordert keine mengenbezogenen Lohnanreize für Spitalärzte. 
Die FMCH unterstützt die Bemühungen, dass Fehlanreize, welche das medizinische Leistungsvolumen 
ungerechtfertigt ausweisen, getilgt werden sollen. Wir betonen auch hierzu, dass das medizinisch 
Richtige und Notwendige zu tun ist; die ärztliche Leistung bemisst sich aber nicht an Menge und an 
der Frage, wie lukrativ etwas ist. Die Motion wurde in der Sommersession richtigerweise abgelehnt.  

 

Zulassungsstopp im Kanton Zürich 

     

 

Die FMCH lehnt die in Zürich geplante Umsetzung des Zulassungsstopps in ihrer am 23. Juni eingereich-

ten Vernehmlassungsantwort entschieden ab. Es ist zentral, dass das berufliche Umfeld für Ärztinnen 

und Ärzte weiterhin attraktiv bleibt. Jeglicher regulative Eingriff darf die Versorgungssicherheit nicht 

gefährden, sondern muss sie gewährleisten. 

Der national geltende Zulassungsstopp für Ärztinnen und Ärzten, die zulasten der obligatorischen Kran-

kenpflegeversicherung (OKP) abrechnen dürfen, wird qualitätsmindernde Tendenzen verschärfen und 

dementsprechend weitreichende Folgen haben. Die geplante Regelung im Kanton Zürich schmälert die 

Attraktivität des Berufstandes, verschärft den bestehenden Fachärztemangel und gefährdet schliess-

lich die hochstehende Versorgung im Schweizer Gesundheitswesen.  

Die Medienmitteilung zur Veröffentlichung der Vernehmlassungsantwort sowie unsere vollständige 

Vernehmlassungsantwort finden Sie hier. 

Bereits im Vorfeld haben wir uns mit einem Schreiben an die GDK sowie die kantonalen Gesundheits-

direktorien gewandt (wie im Newsletter berichtet). Am Tag des Endes der Vernehmlassungsfrist hat 

der Kanton Zürich nun bereits mitgeteilt (Medienmitteilung vom 29.06.2023), dass die eingegangenen 

Vernehmlassungen nun beurteilt würden und die geplante Zulassungsbeschränkung vorerst nicht in 

Kraft treten werde. Wie von der FMCH und anderen Stakeholdern gefordert, erfolgt nun zuerst eine 

Anpassung der kantonalen Gesetzesgrundlagen. 

  

https://fmch.ch/vernehmlassungsantwort_zuerich/
https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2023/06/neue-zulassungsbeschraenkung-im-kanton-zuerich-wird-vorerst-nicht-umgesetzt.html


  

Ambulante Pauschalen Version 1.0 der solutions tarifaires suisses sa 

     

Am 26. Juni teilte die solutions tarifaires suisses sa (sts sa) mit, dass die Version 1.0 der ambulanten 

Pauschalen wie geplant an die OAAT AG übermittelt wurde. Zugleich wurde die Tarifversion auf der 

Website der sts sa veröffentlicht und kann dort eingesehen werden. Gewisse Änderungen aus den 

Vernehmlassungsantworten der Fachgesellschaften seien gemäss Angaben der sts sa übernommen 

worden. Eine genaue Überprüfung muss nun durch die Fachgesellschaften vorgenommen werden. 

 

Neues aus der Geschäftsstelle 

     

Projekt «Erarbeitung einer guten Praxis Materiovigilance am Spital» 

Swissmedic hat ein Projekt zur Erarbeitung einer Guten Praxis, die sich an Spitäler richtet und alle für 

die Materiovigilance wichtigen Informationen beinhalten soll, lanciert. Die FMCH wird sich an diesem 

Projekt beteiligen und daran mitarbeiten. 

 

Lancierung der Rubrik «Neues aus den Fachgesellschaften» im Newsletter 

Wir freuen uns, Ihnen eine neue Rubrik in unserem monatlichen Newsletter anzukündigen: ab dem 

Newsletter Juli/August haben unsere Mitglieder die Möglichkeit, aktuelle Themen und Projekte im 

Newsletter der FMCH vorzustellen. Dies können Aktualitäten aller Art, abgeschlossene Projekte oder 

andere spannende Themen sein – wir sind gespannt auf die Beiträge. 

 

Sommerpause des Newsletters 

Der Newsletter macht eine kurze Sommerpause. Die beiden Ausgaben Juli und August werden zusam-

mengelegt. Wir freuen uns, Sie Ende August wieder mit unseren Neuigkeiten bedienen zu dürfen. 




